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G. („Graugans“) wird das niedergeschriebene
Recht des isl. fi Freistaats (ca. 1030–1264)
genannt. Unbekannt ist der Ursprung des Na-
mens: Er erscheint erstmalig 1548 in einem
fi Inventar am Bischofssitz in Skálholt, doch
könnte er deutlich älter sein.
Anders als sonstige skand. Rechtsaufzeichnun-
gen (fi Nordisches Recht) handelt die G. weder
von der kgl. Rechtspflege noch von kgl. Präroga-
tiven. Die in ihr gesammelten Beschlüsse und
Entscheide erhellen die Grenzen und Grund-
lagen eines fi Rechtssystems, das ohne Exeku-
tive auskam. Für ein Verständnis des ma. fi Is-
land, vor allem der Begebenheiten, die in den
Sagas beschrieben sind, ist Wissen um das hist.
Recht oft entscheidend: Die G. enthält einiges an
fi Gewohnheitsrecht. Wo weder die außerge-
richtliche fi Schlichtung noch der Prozessver-
gleich (fi Vergleich) möglich war, ließen sich
Rechtsansprüche auf dem Klageweg durchset-
zen. Freilich ist hier vorab festzuhalten, dass
die Eintreibung von Straf- und Bußgeldern
(fi Buße) in private Verantwortlichkeit fiel. Ge-
meinsam spiegeln die Sagas und das nieder-
geschriebene Recht die Vorstellung der ma.
Isländer von der Funktionsweise ihrer Gesell-
schaft.
Die G. ist kein geschlossenes Regelwerk: Ihr
Name steht für nicht weniger als 130 Kodices,
Fragmente und Abschriften, die über die Jh. ver-
fertigt wurden. Sie ist kein Gesetzbuch mit kate-
gorischem Befolgungsanspruch, sondern eine
Zusammenstellung von Regeln, die man zum
eigenen Vorteil, bzw. zum Nachteil anderer, an-
wenden konnte. Die Sagas führen Charaktere
vor, die stets dann, wenn sie keine Sanktion be-
fürchteten, das Recht brachen; gut möglich, dass
Menschen so handelten.
Zwei umfangreiche Hs. bilden das Herzstück der
G.: das Konungsbók („Königsbuch“; um 1250),
so genannt, weil es in späteren Jahren im Besitz
der dän. Krone war und in der alten Kongelige
Bibliotek in fi Kopenhagen verwahrt wurde,
und das Staðarhólsbók (zw. 1260 und 1270), be-
titelt nach dem Gehöft in Westisland, auf dem es
im 16. Jh. entdeckt wurde. Die beiden Schriften
befinden sich heute im Stofnun Árna Magnússo-
nar (Árni Magnússon Manuscript Institute) in
Reykjavik. Wie bei den meisten anderen Bü-
chern des isl. MA ist Kalbshaut der Beschreib-
stoff. Es handelt sich um gut erhaltene, große
Folia aus der Mitte des 13. Jh., die kunstvoll be-

schrieben und mit mehrfarbigen Initialen ver-
ziert sind. Die Anfertigung muss äußerst kost-
spielig gewesen sein. Der Auftraggeber ist indes
unbekannt. Konungsbók und Staðarhólsbók sind
keine offiziellen Gesetzbücher. Eher sind es
fi Rechtsbücher, private Rechtsaufzeichnungen,
die, wenngleich einigermaßen willkürlich, die
Konturen der isl. Verfasstheit und der isl. Rechts-
pflege bergen.
Etliche verschiedene Fragmente auf Pergament,
die aus älteren Büchern stammen, wurden ne-
ben den Hauptstücken der G. überliefert. Eines
von ihnen datiert vielleicht auf das Jahr 1150.
Einige sonst unbekannte Einträge, ebenso wie
Abschnitte, die früher aufgezeichnete Vorschrif-
ten aufgreifen, wurden in verschiedenen Hs. des
14. und 15. Jh. entdeckt. Die G. bewahrte so viel
an niedergeschriebenem Recht, das weit älter ist
als die noch erhaltenen Hs. des 13. Jh. Die Nie-
derschrift vieler rechtlicher Bestimmungen setz-
te vermutlich im späten 11. Jh. ein, und oft ver-
mutet die Forschung, dass die Zehntgesetze von
1096 (fi Zehnt), ebenso wie ein noch älterer
Vertrag zw. den Isländern und fi Norwegens
König Olaf dem Heiligen, zu den ältesten
Rechtsaufzeichnungen Islands zählen.
Nach dem Íslendingabók des Ari Þorgilsson wur-
de die Niederschrift des Rechts im Winter
1117/18 formalisiert, als eine Kommission un-
ter Leitung des Häuptlings Haflidi Masson
durch die Lögrétta, die gesetzgebende Versamm-
lung auf dem Althing (fi Ding; fi Thing), hier-
zu bevollmächtigt wurde. Die erste Niederschrift
des Vígslóði betitelten Abschnitts ist verschollen,
doch wurde in der G. eine spätere Version ent-
deckt.
Nach der G. war die Aufgabe der Lögrétta, der
zentralen Gesetzgebungsinstanz des Freistaats,
die Novellierung alten Rechts (rétta lög sín)
und die Einführung neuer Rechtssetzung (gera
nymæli). Die genaue Bedeutung dieses Eintrags
(1852 Ia: 212 [Kap. 117]) war ein Jh. lang heftig
umstritten (Líndal, 124): Obgleich es keinen
Zweifel gibt, dass die Lögrétta neues Recht
schuf, äußert sich die G. lediglich zum Verfah-
ren, in dem dieses angenommen wurde: Einzig
die Häuptlinge hatten in der Lögrétta das
Stimmrecht, doch genügte für die Rechtsetzung
die einfache Mehrheit, oder bedurfte es der Ein-
stimmigkeit? Líndal spricht sich für Einstimmig-
keit aus (ebd. 139–141).
Wie auch immer: Die Kompetenz zum Entwurf
neuer Gesetze war nicht auf die Lögrétta be-
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schränkt. Laut dem Íslendingabók (Kap. 4 und
5) konnten auch Privatpersonen Gesetzesvor-
schläge am Lögberg („Gesetzesfelsen“) auf dem
Althing einbringen. Ferner konnte eine Streit-
partei, welche die Auslegung eines Gesetzes an-
zweifelte oder die Auffassung vertrat, dass sich
in einer bestimmten Situation keine der beste-
henden Normen anwenden ließ, das Gesetz-
gebungsverfahren dadurch anstoßen, dass sie ei-
nen Fall vor die Lögrétta brachte, der durch
fi Abstimmung zu entscheiden war. Der Be-
schluss der gesetzgebenden Versammlung
mochte altes Recht neu auslegen oder ablösen:
Jedenfalls wurde hierdurch neues fi Recht ge-
schaffen. Die Lögrétta war so in der Lage, das isl.
Recht auf die Befriedigung gegenwärtiger Be-
dürfnisse hin anzupassen. Wahrscheinlich wur-
den im Lauf der Zeit auch die Abstimmungs-
und Verfahrensvorschriften in der Lögrétta und
an den Gerichten teilw. abgeändert. Der allg. Zu-
gang zur Rechtsetzung in der Lögrétta und am
Lögberg könnte im isl. Recht Neuerungen her-
beigeführt haben. Vielleicht gründet in ihm
auch die weite Verbreitung von fi Verordnun-
gen, die sich auf minder bedeutende Gegenstän-
de beziehen: ein bemerkenswerter Charakterzug
der G.
Neu promulgierte Gesetze (Nymæli) waren lange
Zeit ein beschwerliches Moment der G. Zur
Rechtswirksamkeit in allen Landesteilen bedurf-
ten neue Gesetze der Bestätigung: vornehmlich
durch fristgemäße Ratifikation (Die Einträge
1852 Ia: 37 [Kap. 8] und 1883 III: 443 [A.M.
588 vo] sind widersprüchlich: I 1852 verlangt,
dass ein neues Gesetz nicht länger als drei Jahre
in Kraft ist. Hernach verliert es seine Gültigkeit,
wenn es nicht folgend jeden dritten Sommer öf-
fentlich deklamiert wird. III 1883 fordert für
Nymæli die öffentliche Verkündung auf dem
Lögberg jeden Sommer binnen der ersten drei
Jahre im Anschluss an die Erstinkraftsetzung.
Sofern dies befolgt wird, ist das Gesetz hernach
vollumfänglich rechtswirksam. Vermutlich stam-
men die beiden Einträge aus unterschiedlichen
Epochen). Bedauerlicherweise geben die Rechts-
bücher selten darüber Auskunft, ob eine Ratifi-
kation erfolgte oder nicht.
Die Niederschrift von Recht stellte die Überliefe-
rung vieler älterer Rechtsnormen bis ins 13. Jh.
sicher. Obwohl beispielsweise die fi Sklaverei
beinahe gewiss bis 1117 aufgehört hatte zu exis-
tieren, enthalten die Schriften des 13. Jh. viele
Regeln, die sie betreffen. Rechtsgelehrte wie

Lúðvík Ingvarsson vermuteten aus gutem
Grund, dass sich die Normen, welche die Grund-
struktur der isl. Regierung anbelangen – zum
Beispiel die, welche den Aufbau der Viertelge-
richte, der Frühlingsversammlungen und des
Fünften Gerichts bestimmen –, eng anlehnen
an die Vorschriften des aus dem 10. und 11. Jh.
überkommenen Rechts (Ingvarsson, 18). Für et-
liche Gegenstandsbereiche – etwa Landbesitz –
scheint es kaum anzuzweifeln zu sein, dass die
Masse der Einträge unverändert und alt ist (Den-
nis 1973, 3, bemerkt, dass die ursprünglichen
Gesetze neben Verfassungs- und Verfahrens-
recht, „Gegenstände wie fi Mord, fi Körper-
verletzung, fi Diebstahl, fi Wergeld, fi Fami-
lienrecht, Erbschaft, Grundbesitz, die Trift,
marktgängige Währung und Handel“ zum In-
halt gehabt hätten).
Gesetze, die den christl. Glauben und christl. In-
stitutionen betrafen, einschließlich derer, wel-
che die Ämter von fi Bischöfen und Priestern
(fi Kleriker), die fi Taufe, das fi Begräbnis,
Hexerei und fi Zauberei, Fest- und Heilige
Tage (fi Feiertage) sowie das Fasten behandel-
ten, sind vornehmlich enthalten im Abschnitt
der G. zum christl. Recht (Kristinna laga þáttr;
1852 Ia: 3–37 [Kap. 1–19]; 1879 II: 1–62
[Kap. 1–55]; 1883 III: 1–376, 502–507). Diese
spezielle Gruppe von Gesetzen, welche das Ver-
hältnis zw. der Kirche und der weltl. Gesellschaft
regelte, wurde irgendwann zw. 1122 und 1133
aufgezeichnet. Die Gesetze, die häufig die „alten
christl. Gesetze“ (Kristinréttr forni) genannt wer-
den, enthalten Normen, die bis zur Christiani-
sierung Anfang des 11. Jh. zurückreichen könn-
ten. Auch schließen sie Überarbeitungen von
Rechtsetzungen des späten 11. Jh., ebenso wie
neue Religionsgesetze aus dem 12. Jh., ein. Der
Abschnitt zum christl. Recht wurde zu einer Zeit
aufgenommen, als das weltl. Recht bereits aus-
gereift war: Für Angelegenheiten, welche die lai-
kale Gesellschaft betrafen, war keine gesonderte
kirchl. Gerichtsbarkeit erlaubt (fi Geistliche
Gerichtsbarkeit), und es gab keinerlei Vorschrif-
ten für eine unabhängige Kirche. Christl. Ver-
ordnungen akzeptierten das Eigenkirchenwesen
(fi Eigenkirche) und wurden größtenteils ange-
passt an das schon Jh. alte Brauchtum von
fi Gesetzgebung und fi Gerichtsverfahren
(fi Brauchtum und Recht). Generell definierte
das alte christl. Recht, während der Geschichte
des Freistaats und über sie hinaus, die Rechts-
ansprüche und Prärogativen der isl. Kirche. Sei-
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ne Normen blieben in der südl. Diözese Skálholt
bis ins Jahr 1275 gültig, bis zur Einführung der
„neuen christl. Gesetze“ (Kristinréttr nyi; Norges
gamle love indtil 1387 V, 16–56). Dieser neue
Kodex christl. Rechts, der das Prinzip etablierte,
dass die isl. Kirche ihr Gut und überhaupt sich
selbst verwaltete (fi Kirchengut), wurde in der
nördl. Diözese Hólar nicht vor 1354 anerkannt,
und auch zu diesem späten Zeitpunkt erlangten
nicht alle der neuen Normen Rechtswirksam-
keit.
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